
 

Mehr Rot in die Partei
Simone Lange kandidiert für SPD-Parteivorsitz und will Bruch mit neoliberaler Politik

Berlin. Die Flensburger Oberbürgermeisterin
Simone Lange hat am Freitag offiziell ihre
Kandidatur für den Vorsitz der SPD im Berli-
nerWilly-Brandt-Haus eingereicht. Sie will auf
dem Parteitag am 22. April in Wiesbaden ge-
gen die Bundestagsfraktionsvorsitzende And-
rea Nahles antreten, die von der Führung der
Sozialdemokraten unterstütztwird und bei der
Wahl als große Favoritin gilt.
Im Gespräch mit »neues deutschland« er-

klärte Lange, dass die angestrebte Personal-
union von Partei- und Fraktionsvorsitz für die
SPD die schlechteste Lösung sei, die man sich
denken könne. »Die SPD kann nur dann wie-

der an Zustimmung gewinnen, wenn sie ne-
ben der Regierungsarbeit wieder ein eigen-
ständiges Profil entwickelt, das sich klar von
der Großen Koalition unterscheidet«, sagte die
Basiskandidatin. Dagegen werde sich Nahles
in dieser Legislatur darum bemühen, die Frak-
tion auch bei schwierigen Entscheidungen von
Schwarz-Rot zusammenzuhalten.
Inhaltlich forderte LangeÄnderungen in der

Sozialpolitik der SPD. Sie sprach sich für ein
Ende der Hartz-IV-Sanktionen aus. Stattdes-
sen sei ein Prinzip des Belohnens notwendig,
wenn Erwerbslose die Initiative ergreifen und
sich beispielsweise weiterbilden würden.

Lange ist eine erklärte Gegnerin der nun
fortgesetzten Großen Koalition aus CDU/CSU
und SPD. Sie verwies darauf, dass sie mit ih-
rer Haltung derzeit von der SPD-Basis viel Un-
terstützung erhalte. Sie scheint damit auch den
Nerv vieler SPD-Wähler zu treffen: In der am
Freitag veröffentlichten Umfrage des ZDF-
»Politbarometers«, die von der Forschungs-
gruppe Wahlen durchgeführt wird, sprachen
sich 33 Prozent der Anhänger der Sozialde-
mokraten explizit gegen die Große Koalition
aus. Die SPD verharrt laut der Befragung wei-
ter im Umfragetief und käme derzeit auf 19
Prozent der Stimmen. avr Seite 4
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Begleitmusik für
Abschiebungen
Aert van Riel über den Vorstoß
von Horst Seehofer zum Islam

Eine abstrusere Argumentation
hätte sich Horst Seehofer nicht
ausdenken können. Nach Ansicht
des neuen Bundesinnenministers
darf man auf keinen Fall den Is-
lam als Teil Deutschlands sehen,
weil ansonsten christliche Tradi-
tionen in Gefahr seien. Der CSU-
Chef wird aber lange suchen
müssen, bis er einen bedeutenden
Interessenverband findet, der
freie Sonntage, kirchliche Feier-
tage und Rituale wie Ostern,
Pfingsten sowie Weihnachten
hierzulande infrage stellt und
diese durch Ramadan, das Opfer-
fest und ähnliche Aktivitäten er-
setzen will. Für die Bedenken, die
Seehofer äußert, gibt es schlicht
keine Grundlage in der Realität.
Die Debatte über den Islam in

Deutschland riecht obendrein
nach kaltem Kaffee. Sie ist nach
den Äußerungen vom damaligen
Bundespräsidenten Christian
Wulff vor Jahren mit denselben
Argumenten wie heute geführt
worden. Fakt ist, dass Millionen
Muslime hier leben und Religi-
onsfreiheit ein Grundrecht ist.
Doch es wäre ein Fehler, wenn
man die Äußerungen von Seeho-
fer als Posse abtun würde. Denn
es gibt einen ernsten Hinter-
grund. Die Stimmungsmache des
Ministers ist die dumpfe Begleit-
musik für weitere Schritte zur
Entrechtung von Geflüchteten. Er
will gesellschaftliche Mehrheiten
für seine zentralen Aufnahme-
stellen gewinnen, wo faire Asyl-
verfahren kaum noch möglich
sein werden. Wer das Märchen
von der drohenden Islamisierung
glaubt, der wird sich leichter für
Seehofers härtere Abschiebepoli-
tik gewinnen lassen.

UNTEN LINKS

Der kürzlich verstorbene Steven
Hawking gilt als jemand, der ab-
strakteWissenschaft den Men-
schen näherbrachte. So lud er
einmal zu einer Party ein – aller-
dings erst, nachdem die Festivität
bereits stattgefunden hatte. Für
Hawking der Beweis, dass das mit
den Zeitreisen auf Jahre hin doch
noch etwas komplizierter sein
müsse als gedacht. Sonst hätten
ihm die Gäste aus der Zukunft ja
die Bude eingerannt. Dabei hatte
Hawking die Rechnung jedoch
ohne das größte Schwarze Loch
der westlichen Hemisphäre ge-
macht: Über Jahre blinkte Haw-
kings Einladung über Hunderte
Monitore am BER, ohne dass sie je
ein Mensch zu sehen bekam. Sie-
ben Tage, 24 Stunden lang – kein
Wunder, dass die Bildschirme ir-
gendwann schlappmachten und
nun ausgetauscht werden müssen.
Die ersten Teile des zukünftigen
Flughafens sind also schon Ver-
gangenheit. Gegenwärtig soll er
wohl eröffnen, wenn das Beamen
erfunden ist. Das wurde mir vor
Kurzem von einem merkwürdigen
Gast auf einer Party zugeraunt. stf

Türkei tötet
Zivilisten in Afrin
Humanitäre Helfer schlagen Alarm

Damaskus. Bei neuen Angriffen der Türkei
auf die belagerte kurdische Stadt Afrin in Sy-
rien sind nach Angaben von Aktivisten und
Beobachtern mindestens 22 Zivilisten getö-
tet worden. Die Artillerie- und Luftangriffe
hätten eine Wohngegend in der Stadt ge-
troffen, sagte ein Sprecher der kurdisch ge-
führten Syrischen Demokratischen Kräfte
(SDF) am Freitag. Die jüngsten Angriffe ha-
ben nach Angaben der Syrischen Beobach-
tungsstelle für Menschenrechte zu einer Mas-
senflucht geführt. Seit Mittwoch seien rund
35 000 Zivilisten aus Afrin und den Außen-
bezirken in die weiter entfernt liegenden Or-
te Nubul und Sahra geflohen. Afrin steht seit
Beginn der Woche unter Belagerung von tür-
kischen Soldaten und mit ihnen verbündeten
Rebellen.
Laut UN-Menschenrechtsbüro sind Hun-

derttausende Menschen in Gefahr. »Wir sind
tief besorgt über das hohe Risiko für die prak-
tisch eingekesselten Zivilisten, getötet, ver-
letzt, belagert, vertrieben oder als Geiseln ge-
nommen zu werden«, sagte eine Sprecherin
am Freitag in Genf. dpa/nd Seite 5

Korruptionsfall bei
der Berliner Polizei
Gewerkschaft warnt vor
vorschnellen Verallgemeinerungen

Berlin. Die Generalstaatsanwaltschaft und
das Landeskriminalamt Berlin haben am
Freitagmorgen insgesamt 14 Objekte in der
Hauptstadt durchsucht. Hintergrund der
Durchsuchungen sind Ermittlungen gegen
mutmaßlicheDealer und einen Polizisten, der
die Drogenhändler für Geldbeträge vor Kont-
rollen durch die Behörden gewarnt haben
soll. Nach dem Bekanntwerden des spekta-
kulären Falls warnte die Gewerkschaft der
Polizei (GdP) unterdessen vor einer Verall-
gemeinerung. Die Sicherheitsbehörden in
Deutschland haben nach Einschätzung der
Gewerkschaft kein strukturelles Problem mit
Korruption. Es handele sich eher um Einzel-
fälle, sagte GdP-Bundessprecher Rüdiger Ho-
lecek. Ähnlich äußerte sich der Sprecher des
Berliner GdP-Landesverbandes.
»Das Signal ist ganz klar: Fehlverhalten

wird verfolgt«, erklärte Berlins Innensenator
Andreas Geisel (SPD). »Wir sollten hier also
nicht von einem Polizei-Skandal sprechen,
sondern von einem Polizei-Erfolg«, betonte
Geisel. dpa/nd Seiten 2 und 13

Gehaltsunterschied
immer noch groß
Equal Pay Day: Frauenrat fordert
wirksame Gesetze gegen Lohnlücke

Berlin. Der Deutsche Frauenrat fordert ange-
sichts der großen Gehaltsunterschiede zwi-
schen Männern und Frauen wirksamere Ge-
setze gegen die geschlechtsspezifische Ent-
geltlücke in Deutschland. Sie klafft auch in die-
sem Jahr wieder bei rund 21 Prozent. Frauen
müssen bis zum 18. März, dem sogenannten
Equal Pay Day arbeiten, um das Einkommen
zu erzielen, das Männer bereits am 31. De-
zember des Vorjahres hatten. »Das ist ein Ar-
mutszeugnis für unser Land, in dem 90 Pro-
zent der Bevölkerung der Meinung sind, dass
Frauen und Männer selbstverständlich gleich
bezahlt werden sollen«, so der Frauenrat.
»Die berufliche Arbeitsleistung von Frauen

wird auf dem deutschen Arbeitsmarkt gerin-
ger honoriert als die berufliche Arbeitsleis-
tung von Männern«, erklärt auch die Soziolo-
gin Sarah Lillemeier im nd-Interview. Zwar lie-
fen »die richtigen Debatten«, aber am Ende
brauche es auch »geeignete Maßnahmen«. Ei-
nes sei klar, so Lillemeier: »Wir sind noch weit
davon entfernt, Arbeit geschlechtsneutral zu
bewerten.« epd/nd Seite 7
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Die Achtundvierziger-Generation
Walter Schmidt erklärt, warum die Revolution von 1848 für DDR-Historiker trotz
der Niederlage das wichtigste Ereignis des 19. Jahrhunderts war. Seite 27
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Seehofer auf Anti-Islam-Kurs
Heimatminister sorgt kurz nach der Amtseinführung für Eklat / Grüne: »Er schadet unserem Land«

Horst Seehofer schießt als Hei-
matminister eine Spitze gegen
den Islam. Der gehört seiner
Meinung nach nicht zu Deutsch-
land. Parteiübergreifend sorgt
seine Aussage für viel Kritik.

Von Stefan Otto

Wohl nichts ist öder als eine auf-
gewärmte Debatte: Kaum ist Horst
Seehofer in das Amt des neuen
Bundesinnen- und Heimatminis-
ters eingeführt worden, stellt der
CSU-Mann die Religionsfreiheit
infrage: »Der Islam gehört nicht zu
Deutschland«, sagte er der »Bild«-
Zeitung am Freitag. Das Land sei
durch das Christentum geprägt, so
der Minister. Dazu gehörten der
freie Sonntag, kirchliche Feiertage
und Rituale wie Ostern, Pfingsten
und Weihnachten. Seehofer will
aber »die bei uns lebenden Musli-
me« anerkennen, die gehörten
»selbstverständlich zu Deutsch-
land«. Er appelliert aber daran, die
»landestypischen Traditionen und

Gebräuche« nicht »aus falscher
Rücksichtnahme« aufzugeben.
Seehofer erhielt für seine Äu-

ßerungen Zuspruch im eigenen
Lager, eckte aber auch gehörig an.
Die Linkspartei sieht darin ein Zu-
geständnis an die AfD. »So ein In-
nenminister gehört nicht zu ei-
nem religiös und weltanschaulich
vielfältigen Land«, erklärte Chris-
tine Buchholz, religionspolitische
Sprecherin der Linksfraktion im
Bundestag. Niemand fordere,
Weihnachten oder Ostern abzu-
schaffen. »Wenn jemand den frei-
en Sonntag infrage stellt, ist das
der Einzelhandel, aber nicht die
Muslime.«
Kopfschütteln hat das Seeho-

fer-Interview auch bei den Grü-
nen hervorgerufen. »Der Satz geht
völlig an den entscheidenden Fra-
gen vorbei«, meinte der Innenex-
perte Konstantin von Notz. See-
hofer verhindere mit solch leeren
Floskeln eine notwendige Ausei-
nandersetzung mit den Proble-
men und Chancen von Zuwande-

rung. »Damit schadet er unserem
Land.«
Weniger emotional klingt die

Kritik an Seehofer bei FDP-Chef
Christian Lindner. Er hält die De-
batte schlicht für »überflüssig«.
»Weder verlangt irgendwer die

Übernahme islamischer Sitten,
noch ist das Christentum Staats-
religion«, sagte er.
Niedersachsens Ministerpräsi-

dent Stephan Weil (SPD) wittert
dagegen in der Äußerung auch
unionsinternen Konfliktstoff. »Es

ist bemerkenswert«, sagte er,
»dass der Bundesinnenminister
gleich an seinem ersten Arbeits-
tag eine völlig überflüssige Kont-
roverse mit seiner Regierungs-
chefin anzettelt.«
Vor acht Jahren hatte der da-

malige Bundespräsident Christian
Wulff mit dem Satz »Der Islam ge-
hört zu Deutschland« eine Diskus-
sion angestoßen. Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) unterstütz-
te diese Aussage mehrfach. Und
das tat sie auch diesmal. Die his-
torische Prägung Deutschlands sei
»natürlich eine christliche, eine jü-
dische«, ließ sie über ihren Spre-
cher Steffen Seibert am Freitag-
vormittag ausrichten. Aber inzwi-
schen lebten in Deutschland Mil-
lionen Muslime. »Auf Basis der
Werte und Rechtsordnung gehört
auch der Islam inzwischen zu
Deutschland.« Später ergänzte die
Kanzlerin persönlich: Es müsse al-
les getan werden, um das Zusam-
menleben zwischen den Religio-
nen gut zu gestalten.

»Weder verlangt
irgendwer die Über-
nahme islamischer
Sitten, noch ist
das Christentum
Staatsreligion.«
Christian Lindner,
FDP-Parteivorsitzender
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Wochen-Chronik

16. März 1978
Aldo Moro, mehrfach Ministerpräsident Ita-
liens, wird von den Roten Brigaden (Brigate
Rosse) entführt. Die Regierung kommt der
Forderung der Kidnapper nach Freilassung
von inhaftierten Gesinnungsfreunden nicht
nach, woraufhin Moro ermordet wird. Der
führende Repräsentant der Democrazia Cris-
tiana hatte nach den von Terroranschlägen
überschatteten »bleiernen Jahren« mit IKP-
Chef Enrico Berlinguer einen »Historischen
Kompromiss« geschlossen. Foto: imago/ZUMA

17. März 1813
Mit dem Aufruf »An das Volk« wendet sich
Preußens König Friedrich Wilhelm III. erst-
mals direkt an seine Untertanen. Er fordert
sie zum bewaffneten Aufstand gegen die fran-
zösische Fremdherrschaft auf. Tausende
Männer melden sich. Zu diesem Schritt hat-
ten den Monarchen die Reformer gedrängt.
Nach dem Einmarsch Napoleons I. in Berlin
war er mit Frau und Kindern nach Memel in
Ostpreußen geflohen, worauf die Berliner
spotteten: »Unser Dämel sitzt in Memel.«

20. März 1933
SS-Führer Heinrich Himmler lässt in der Nä-
he von Dachau das erste Konzentrationslager
auf deutschem Boden errichten, in dem zu-
nächst teils schon in der Nacht des Reichs-
tagsbrandes festgenommene Kommunisten
und Sozialdemokraten inhaftiert werden. Auf
Grund einer Notverordnung ist dies ohne Ge-
richtsverfahren möglich. Ab 1937 werden
nach Dachau auch Sinti und Roma depor-
tiert. Im Krieg wird dort zudem viel interna-
tionale Prominenz eingesperrt. Foto: dpa/Schrader

Der einzige legitime Erbe
Alt-»Achtundvierziger« Walter Schmidt über die 1848er Revolution in der DDR und in seinem Leben
Sie sind der Doyen oder auch
Grandseigneur der »Achtundvierzi-
ger« der DDR ...
Letzteres sagte zu mir einmal Volker
Schröder, Gründer und Frontmann
der »Aktion 18. März«, die sich dafür
einsetzt, das Datum in Erinnerung an
die Revolution von 1848 zu einem
nationalen Gedenktag in Deutsch-
land zu erklären. Und die schon viel
zur Pflege der 48er Tradition geleis-
tet hat, beispielsweise einen Platz des
18. März unweit des Brandenburger
Tors in Berlin aus der Taufe hob und
sich nicht zuletzt für den Friedhof der
Märzgefallenen im Friedrichshain
einsetzte. Geärgert habe ich mich
über diese Benennung nicht, im Ge-
genteil, ich fühle mich geehrt.

Sie haben über nationale Grenzen
hinaus einen Namen als Forscher
über 1848. Wie kamen Sie zu die-
sem historischem Sujet?
In meinem Elternhaus stand 1918, al-
so die Novemberrevolution, auf der
Tagesordnung, weil der Vater dabei
gewesen ist. Von 1848 war nie die Re-
de, nur von Heinrich Heine und sei-
ner Loreley und dem deutschen
»Wintermärchen«, was ja immerhin
die Zeit tangiert. Für diese Revoluti-
on gab es in der schlesischen Ecke, in
der ich aufwuchs, keinerlei im Volke
erhalten gebliebene Erinnerung.
Auch in den Schulen, die ich bis 1945
besuchte, war sie kein Thema.
Als aber das mir bis dahin unbe-

kannte Revolutionsjahr 1948 seinen
100. Jahrestag hatte, lebte ich nicht
mehr im schlesischen Oderstädtchen
Auras, sondern war Oberschüler in
der Theodor-Neubauer-Oberschule
im thüringischen Greiz. Da las ich,
schon seit längerem geschichtsneu-
gierig, alles, was mir zu 1848 in die
Finger kam. Vor allem Artikel von
Wolfgang Leonhard in der für junge
Leute geschriebenen »Start«, mei-
nem damaligen politischen Haus-
blatt, stillten meinen Wissensdurst.
Wobei mir die größere Französische
Revolution von 1789 und die fol-
genden Jahre – wegen der Sanscu-
lotten und auch Napoleons – attrak-
tiver erschien. Zu 1848 hingegen
blieben bei mir vor allem die Nie-
derlage und der Verrat der Bour-
geoisie hängen. Aufgehellt schien mir
dieses dramatische Jahr lediglich
durch das im Februar erschienene
»Manifest der Kommunistischen Par-
tei« von Marx und Engels, das mir im
Abitur immerhin eine ordentliche Ab-
schlussnote einbrachte. Die Margina-
lien an der »Manifest«-Ausgabe von
1946 schaue ich mir als meine ersten
Kontakte mit dem Marxismus heute
noch bisweilen gern an.

Im Jahr der Gründung der DDR
nahmen Sie Ihr Geschichtsstudium
an der Friedrich-Schiller-Universi-
tät Jena auf. Geriet da 1848 in Ih-
ren Fokus?
Zunächst habe ich mir an der Jenen-
ser Salana die ganze Breite und Wei-
te der Geschichte eröffnet. Die Er-
leuchtung für 1848 kam nicht so sehr
durch die Vorlesungen oder Semina-
re, in denen jene Revolution kaum ei-
ne Rolle spielte, sondern mit dem
Thema, das mir im Januar 1953 Karl
Griewank, Revolutionshistoriker par
excellence und mein wichtigster Je-
nenser Hochschullehrer, für die
schriftliche Examensstudie vorgab:
»Marx und Engels und die ›Neue
Rheinische Zeitung‹ sowie die revo-
lutionären Bewegungen in Polen
1848/49«. Was für eine Chance! für
mich, der seine Wurzeln im heutigen

Polen hatte. Sie verwob die deutsche
Revolution mit den Bemühungen der
Polen um ihre nationale Unabhän-
gigkeit und Freiheit. Und das alles re-
flektiert durch das Blatt der Kom-
munisten um Marx und Engels, die
ihren Kampf um die Arbeiterpartei
auch mit dem Schicksal der polni-
schen Demokratie verbanden. Die
Recherchen dafür – vor allem in dem
zu meinem Glück in Jena aufgefun-
denen Nachdruck der »Neuen Rhei-
nischen Zeitung« – waren mein ers-
tes Forschungserlebnis.

Ein beglückendes, erfolgreiches?
Ja, es brachte mich nicht nur or-
dentlich durchs Examen, sondern ge-
dieh 1961 zu meiner ersten wissen-
schaftlichen Veröffentlichung. Ich
fühlte mich da schon ein wenig als ein
»Achtundvierziger«. Danach habe ich
mich als Assistent, Dozent und Pro-
fessor natürlich auch auf anderen his-
torischen Feldern tummeln müssen.
1848 und das Umfeld, die frühe deut-
scheArbeiterbewegungunddieMarx-
Engels-Forschung eingeschlossen,
blieben im Zentrum meines wissen-
schaftlichen Lebens. Davon ließ ich
mich nicht abbringen, so viel Kon-
zessionen ich auch anderen, sicher
nicht unwichtigen Themen der Zeit-
geschichte gegenüber machen muss-
te.

Haben Sie die Ereignisse in Schle-
sien 1848/49 stärker interessiert?
Mich hat vor allem die Biografie des
Schlesiers und Marx-Freundes Wil-
helm Wolff gefesselt. Ich promovier-
te über ihn. Dann arbeitete ich an der
achtbändigen Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung von 1966
mit. In der Zeit zwischen dem 120.
und 125. Jahrestag der 1848er-Re-
volution erfüllte ich mir dann einen
Traum. Mit Gerhard Becker, Helmut
Bleiber, Rolf Dlubek, Siegfried
Schmidt und Rolf Weber schrieb ich
die »Illustrierte Geschichte der deut-
schen Revolution von 1848/49«, die
bis 1988 drei Auflagen erlebte.

Wie heute in der Bundesrepublik
gab es auch in der DDR zu den ent-
sprechenden Jahrestagen ge-
schichtspolitische Kampagnen. Mit
Akzentverschiebungen?
Natürlich. Wir Historiker erkannten
und konnten das auch publik ma-
chen, dass der »bourgeoise Verrat«
der Revolution etwas differenzierter
gesehen werden muss. Und vor al-
lem, dass auch gescheiterte Revolu-
tionen wie die von 1848 geschichts-
mächtige Wirkungen hervorbringen,
dem gesellschaftlichen Fortschritt
den Weg bahnen helfen. Echt ge-
freut habe ich mich über eine Re-
zension der »Frankfurter Rund-
schau«. Sie kritisierte scharf, dass
man in der Bundesrepublik 100 Jah-
re Reichsgründung mit offiziellen
Pomp feierte, während die Revolu-
tion von 1848/49 ins Kulturpro-
gramm abgeschoben wurde. Im Ge-
gensatz zur DDR. Der Rezensent
schlussfolgerte: »So beansprucht die
DDR mit einem gewissen Recht, ein-
ziger legitimer Erbe dieser Revolu-
tion zu sein.« Und er plädierte dann
sogar für eine gemeinsame Erarbei-
tung der 1848er Tradition.

Einen Revolutionslehrstuhl gab es
in der DDR aber nur in Leipzig.
Das stimmt und ich erinnere mich
gern an die enge Zusammenarbeit mit
dem unter Regie von Walter Markov
und Manfred Kossok stehenden Leip-
ziger Zentrum für vergleichende Re-
volutionsgeschichte. An den Bera-
tungen des Leipziger »Revolutions-
tribunal«, wie wir es auch mal spöt-
tisch nannten, habe ich regelmäßig
teilgenommen. Den Band vier einer

zwölfbändig geplanten »Deutschen
Geschichte«, der die Epoche der bür-
gerlichen Umwälzungen von 1789 bis
1848 in Deutschland mit 1848/49 als
Mittelpunkt zum Gegenstand hatte,
erarbeitete ebenfalls eine Autoren-
gruppe. Dazu gehörten jetzt auch
Helmut Bock, ein exzellenter Kenner
des 19. Jahrhunderts, und Heinrich
Scheel, der als junger Mann im Wi-
derstand gegen Hitler stand und zehn
Jahre Präsident der Historiker-Ge-
sellschaft der DDR war. Der Band er-
schien 1984.

Gab es so etwas wie eine innere
Mission oder Botschaft, die Sie mit
diesem Band in die Öffentlichkeit
tragen wollten?
Unser gemeinsames Anliegen war, ei-
nem Geschichtsbild unter den Deut-
schen Geltung zu verschaffen, in dem
1848 und nicht 1871, die Revolution
und nicht die preußisch-reaktionär
geprägte Reichsgründung, das wich-
tigste Ereignis des deutschen 19.
Jahrhunderts war. Eine Sicht, die
trotz der Niederlage der Revolution
von 1848 und des Sieges einer »Re-
volution von oben« zeigte, dass die
revolutionären Kämpfe für Demokra-
tie, getragen von den Massen, den Ar-
beitern, Bauern, Handwerkern, aber
auch Intellektuellen und echten Li-
beralen aus dem Bürgertum, den ge-
sellschaftlichen Fortschritt voran-
brachten.
Der schon 1985 gefasste Plan der

»Achtundvierziger«-Historiker der
DDR, zum 150. Jahrestag, also 1989,
auf der Basis der neuesten Forschun-
gen wieder eine große, dreibändige
Geschichte der deutschen Revolution

von 1848/49 vorzulegen, scheiterte
an den Wirren der sogenannten Wen-
dezeit.

Aber Sie haben weiter geforscht?
Nicht nur ich, auch meine Kollegen.
Der Untergang der DDR konnte uns
nicht davon abhalten, weiter an ei-
nem demokratischen Verständnis des
Revolutionsjahrs zu arbeiten – aller-
dings auf eine, den schwierigeren
Verhältnissen gemäße, bescheidene-
re Weise, waren wir doch zumeist
»Abgewickelte«, aus dem offiziellen
Wissenschaftsbetrieb Vertriebene. Im
Juni 1998 haben wir in einer Konfe-
renz Demokratie und Arbeiterbewe-
gung in der deutschen Revolution
1848/49 erörtert. Es folgten Studien
über Liberalismus und Konterrevo-
lution. 1992 gründete sich ein Ar-

beitskreis »Vormärz- und 1848er Re-
volutionsforschung«, in dem ich den
Hut aufbekam und der sich Anfang
des neuen Jahrtausends der eben-
falls auf freier Basis entstandenen
Leibniz-Sozietät der Wissenschaften
zu Berlin anschloss. Aus diesem Gre-
mium alter und jüngerer 1848er-For-
scher aus Ost wie West ging dann die
Publikationsreihe »Akteure eines
Umbruchs« hervor.

Eine einzigartige Edition, auch im
Hinblick darauf, dass erstmals ge-
bührend der Frauen der Revolution
gedacht ist.
Richtig. In den zwischen 2003 und
2016 erschienenen fünf Bänden sind
die widerspruchsvollen Lebenswege
von 21 Frauen und 66Männern nach-
zulesen – und zwar, ebenfalls ein-
zigartig, von Protagonisten wie Geg-
nern der Revolution.

Mit Barrikadenkämpfen vor 170 Jahren am 18. März erfasste die 1848er Revolution, ein europäisches Ereignis, auch Preußen. Abb.: akg-images

Walter Schmidt, 1930 in Protsch-Weide im Landkreis Breslau in einer
antifaschistischen Arbeiterfamilie geboren, war von 1965 bis 1990
Vizepräsident der Historiker-Gesellschaft der DDR, gehörte der Kommission
der Historiker der DDR und der UdSSR an und war von 1989 bis 1993
Mitglied des Vorstands der Internationalen Marx-Engels-Stiftung Amsterdam
sowie bis 2016 Mitglied des wissenschaftlichen Beirats der Marx-Engels-
Gesamtausgabe (MEGA). Mit ihm sprach nd-Redakteurin Karlen Vesper.

Tagungsnotizen

Geschichte im
Schulbuch
Die Hand zum Hitlergruß erho-
ben, empfangen deutsche Frau-
en 1938 die deutsche Wehr-
macht im Sudentenland. Dieses
Foto begrüßte die Besucher ei-
ner Diskussionsveranstaltung im
Deutsch-Russischen Museum in
Berlin-Karlshorst. Sie fand in
dem Saal statt, wo die Wehr-
macht am 8. Mai 1945 kapitu-
lierte. »Wie kommt die Ge-
schichte ins Schulbuch?«, laute-
te die Frage, die Wissenschaftler
aus Deutschland, Russland und
Tschechien erörtern wollten.
Den Ausführungen von Jaros-

lav Najber, wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Institut für Stu-
dien zu totalitären Regimen in
Prag, war zu entnehmen, wie die
Totalitarismustheorie, die Kom-
munismus und Nationalsozialis-
mus gleichsetzt, sich im öffent-
lichen Geschichtsbild niederge-
schlagen hat. Das Interesse an
den Sudentendeutschen als Op-
fer von Vertreibung nach 1945
sei unter Schülern gewachsen.
Über Forschungen zu den Nazi-
verstrickungen und den Antise-
mitismus vieler Organisationen
der Sudetendeutschen wusste
Najber nichts zu berichten. Auch
zum geringen antifaschistischen
Widerstand unter Sudenten-
deutschen werde in Tschechien
nicht geforscht. »Es geht in der
Forschung immer auch um die
Relevanz«, sagte er. Wer in
Tschechien an einem solchen
Geschichtsverständnis Kritik übt,
werde als »Ewiggestriger« ge-
brandmarkt.
In Russland ist der Terror der

deutschen Wehrmacht und ihrer
Sondereinheiten nicht verges-
sen. Entsprechend gab es vor ei-
nigen Monaten heftige Empö-
rung, als der russische Schüler
Nikolai Desjatnitschenko in ei-
ner Rede im Deutschen Bundes-
tag Wehrmachtsoldaten als Op-
fer bezeichnete; seine Reise in
die Bundesrepublik war übri-
gens von der SPD-nahen Fried-
rich-Ebert-Stiftung finanziert
worden. Die Moskauer Ge-
schichtslehrerin Tamara Eydel-
man berichtete, dass sich einige
Politiker und Schuldirektoren in
ihrer Heimat in der Auseinan-
dersetzung hinter den Schüler
und dessen Lehrerin stellten. Sie
selbst teile auch nicht die ge-
ballte Kritik an den beiden in
Russland. Deren Initiatoren
würden nationalistisch argu-
mentieren. Keiner der mit knapp
20 Teilnehmern schlecht be-
suchten Veranstaltung wider-
sprach ihr.
Der Inhaber des Lehrstuhls für

Geschichtsdidaktik an der Berli-
ner Humboldt-Universität, Tho-
mas Sandkühler, sieht in abseh-
barer Zeit keine Chance für eine
gemeinsame europäische Ge-
schichtspolitik. Es habe in den
letzten Jahren Geschichtsbücher
gegeben, die einen solchen An-
satz verfolgt hätten, sie würden
im Schulunterricht jedoch kaum
verwendet. Eydelmann und Naj-
bert erklärten, in ihren Ländern
würden solche Bücher nicht auf
Interesse stoßen. Ein Zuhörer
machte dann darauf aufmerk-
sam, dass die Verbrechen der
deutschen Wehrmacht in Russ-
land und die Behandlung der
sowjetischen Kriegsgefangenen
im deutschen Geschichtsnarrativ
noch längst nicht fest verankert
sind. Peter Nowak


